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Wallis Mittwoch, 8. März 2023

Aufgrund seiner Bevölkerung  
kann das Wallis acht National- 
räte nach Bern schicken. Das  
ist kein generisches Maskulinum,  
sondern die Realität: Das Wallis  
stellt derzeit die grösste frauen- 
lose Fraktion im Bundesrat. Alle  
acht Mitglieder sind Männer.

Bereits 2019 gab es Bestrebun- 
gen der überparteilichen Bewegung  
«Helvetia ruft!», mehr Frauen in  
die Politik zu bringen. Sie hatte  
Erfolg. Gegenüber 2015 hat der  
Frauenanteil in der grossen Kam- 
mer 2019 um 10 Prozentpunk- 
te auf 42 Prozent zugenommen.  
Und: Mit Marianne Maret wurde  
2019 erstmals eine Walliserin in  
den Ständerat gewählt. Bei den  
Wahlen 2023 sollen es noch mehr  
Frauen nach Bundesbern scha)en.

Auch im Grossen Rat ist der  
Frauenanteil bei den letzten Wah- 
len 2021 sprunghaft angestiegen:  
von knapp 19 Prozent auf weit  
über 34 Prozent. Im Staatsrat in- 
des sitzen nach Esther Waeber- 
Kalbermattens Rücktritt 2021 nur  
noch Männer.

Auch auf kommunaler Ebene  
sind Frauen noch deutlich unter- 
vertreten. In den Oberwalliser Ge- 
meinderäten gibt es 20 Prozent  
Frauen. Das Gemeindepräsidium  
wird im Oberwallis in 10 Prozent  
der Gemeinden von einer Frau  
besetzt.

Die überparteiliche Arbeits- 
gruppe ÜPAG will im Oberwal- 
lis mehr Frauen für die Politik  
motivieren und den Frauenanteil  
in den politischen Gremien der  
Region erhöhen. Die ÜPAG setzt  
sich aus Mitgliedern aller in der  
Region vorhandenen Parteien zu- 
sammen. Mit Ausnahme der SVP  
Oberwallis.

Wobei: Die SVPO war einst  
in der ÜPAG vertreten.

Frauenförderung à la SVPO
«Auf expliziten Wunsch der Frau- 
en in unserer Partei sind wir aus  
der ÜPAG ausgetreten», sagt Par- 
teipräsident Romano Amacker auf  
Anfrage. Er sagt: «Wir sind über- 
zeugt, dass wir das Ziel, mehr Frau- 

en für die Politik zu motivieren  
und den Frauenanteil in den poli- 
tischen Gremien zu erhöhen, unab- 
hängig von der ÜPAG – die ideo- 
logisch und feministisch agiert –  
erreichen können.»

Um dieses Ziel zu erreichen,  
habe die SVPO bereits bei den eid- 
genössischen Wahlen 2019 eine  
reine Frauenliste aufgestellt. Und:  
«Bei den eidgenössischen Wahlen  
2023 wird die SVPO auf den Lis- 
ten zuerst die Frauen und dann die  
Männer au+isten.» Eine Premiere  
für die Partei.

«Unabhängig ob Mann oder  
Frau, ist es jedoch die Aufgabe  
der Politik, sich um die Anliegen  
und Sorgen der Bevölkerung zu  
kümmern», sagt Amacker, «dies  
und nicht das Geschlecht steht  
für die SVPO als Volkspartei im  
Vordergrund.»

Amtsträgerinnen  
als Schlüssel zum Erfolg
Den höchsten Frauenanteil der  
Oberwalliser Parteien hat Die Mit- 
te Oberwallis: Nach zwölf Jahren  
im Nationalrat wurde Viola Am- 

herd 2018 in den Bundesrat ge- 
wählt. Und im Grossen Rat sind  
zwei von fünf Mitgliedern der  
Fraktion Frauen, inklusive Supp- 
leantinnen. Ihre Partei arbeite ste- 
tig daran, Frauen zu motivieren,  
Verantwortung für unsere Gesell- 
schaft und ein politisches Amt zu  
übernehmen, sagt Parteipräsiden- 
tin Franziska Biner. «Bei uns be- 
kleiden die Frauen bereits heute  
wichtige Ämter», sagt sie, «das ist  
der Schlüssel zum Erfolg!»

Die Mitte Oberwallis orien- 
tiere sich nicht an Prozentzahlen,  
sondern an den Menschen. «Aber  
klar», sagt Biner, «je ausgegli- 
chener das Geschlechterverhältnis,  
desto besser.» Darum gelte es, bei  
den kantonalen Wahlen 2025 den  
Frauenanteil bei den Grossrätin- 
nen ebenfalls zu erhöhen. «Das  
ist aber eigentlich nichts als eine  
logische Konsequenz.»

Quoten kaum unterstützt
Einig ist man sich – zumindest  
bei den bürgerlichen Parteien –,  
dass die Frauenförderung Sache  
der Parteien und der Wähler- 

schaft ist. Aber bestimmt nicht des  
Staates. Quoten sind so weit ta- 
bu. «Der Staat soll und darf hier  
nicht eingreifen», sagt Jeannette  
Salzmann. Sie ist Vizepräsidentin  
der GLP Wallis. «Einerseits ist die  
Akzeptanz von Quoten bei bei- 
den Geschlechtern tief und ande- 
rerseits würde der Staat unwei- 
gerlich andere Minderheiten dis- 
kriminieren.» Die Gleichstellung,  
sagt Salzmann, dürfe die Gleich- 
berechtigung nicht diskreditieren.

Auch Brigitte Wolf, Co-Präsi- 
dentin der Grünen Wallis, ist per- 
sönlich gegen starre Quoten. Aber:  
«Man muss das Bewusstsein für  
die Problematik erhöhen», sagt  
sie, «und die Parteien und Gre- 
mien können Zielwerte de.nieren  
und kommunizieren.»

Währenddessen spricht sich  
einzig Claudia Alpiger deutlich  
für staatliche Eingri)e aus. Die  
Co-Präsidentin der SP Oberwallis  
sagt: «Falls Frauen weiterhin über  
Jahre untervertreten sind, muss  
der Staat unseres Erachtens ein- 
greifen.» Darunter verstehe sie in- 
des nicht nur Quoten, sondern  

«auch die Ausgestaltung der Rah- 
menbedingungen». Alpiger befür- 
wortet einen familienfreundliche- 
ren Parlamentsbetrieb nach dem  
Sperrtagesystem, die «Abschaf- 
fung der Diskriminierung während  
des Mutterschaftsurlaubs» und  
die Bekämpfung von Stereotypen  
und Rollenbildern.

Das Rezept, damit mehr Frau- 
en in politische Ämter gewählt  
werden, fange bei der Basis an.  
«Es ist wichtig, die Wählerschaft  
von der Wichtigkeit einer breite- 
ren und somit ausgeglicheneren  
femininen Vertretung in der Po- 
litik zu überzeugen», sagt Nicole  
Luggen, Vizepräsidentin der FDP  
Wallis, «nur so können wir eine  
glaubwürdige und vom Volk getra- 
gene Verstärkung der Präsenz der  
Frauen erreichen.»

Deshalb haben auch alle sie- 
ben Parteien angegeben, ihre Wahl- 
listen möglichst paritätisch beset- 
zen zu wollen, also gleich viele  
Frauen wie Männer aufzustellen.  
Zumindest annähernd. Denn nach  
wie vor bestehe das Problem, dass  
die Hemmschwelle, in die Politik  

einzusteigen, bei Frauen höher ist.  
Auch wegen der Vereinbarkeit von  
Beruf und Familie.

Indirekte staatliche Hilfe
Die Anzahl Frauen in der Poli- 
tik repräsentiert für Marie-Claude 
Schöpfer-Pfa)en den Stand der  
Gleichstellung in der Schweiz und  
im Wallis. Zumindest «in ei- 
nem gewissen Sinne». Schöpfer- 
Pfa)en ist Parteipräsidentin von  
«neo – Die sozialliberale Mitte».  
Während die Gleichstellung in  
der Bildung erreicht sei, werde  
die Entwicklung ausgebremst, so- 
bald Frauen und Männer Eltern  
werden. «Primär», sagt sie, «weil  
keine +ächendeckenden Drittbe- 
treuungs- und Schulstrukturen rea- 
lisiert wurden.» Dies schränke  
per se auch die Möglichkeiten  
zur Ergreifung eines politischen  
Engagements ein.

Deshalb sagt Schöpfer-Pfaf- 
fen: «Es müssen +ächendeckend  
kostengünstige Strukturen für Fa- 
milien aufgebaut werden.» Das er- 
achtet sie als Fortschritt und In- 
novation, «damit sich Frauen stär- 
ker in die Arbeitswelt, aber auch  
in nebenberu+iche Engagements  
werden einbringen können». Also  
auch in die Politik.

Parteipräsidentinnen  
in der Mehrheit
Bleibt noch anzumerken – und das  
ist in Bezug auf die Frauenförde- 
rung innerhalb der Parteien nicht  
unwesentlich –, dass von den sieben  
Parteien im Oberwallis fünf von ei- 
ner Frau präsidiert werden: Brigitte  
Wolf bei den Grünen und Claudia  
Alpiger bei der SPO sind Co-Prä- 
sidentinnen, Die Mitte Oberwallis  
wird von Franziska Biner geführt,  
Marie-Claude Schöpfer-Pfa)en ist  
Präsidentin von «neo – Die sozi- 
alliberale Mitte». Und Nicole Lug- 
gen ist zwar «nur» Vizepräsidentin  
der FDP Wallis, verantwortet aber  
das Oberwallis.

Am bezeichnendsten ist viel- 
leicht aber, dass GLP-Präsident  
Roger Ambort seiner Vizepräsi- 
dentin Jeannette Salzmann für die  
Beantwortung der Fragen den  
Vortritt lassen wollte.

Adrien Woeffray

Für mehr Frauen in der Politik – aber wie?
Frauen sind in der Politik unterrepräsentiert. Im Wallis wollen sich alle Parteien dafür einsetzen, die Vertretung zu erhöhen. 
Die Mittel und Argumente unterscheiden sich aber von Partei zu Partei.

Der Walliser Frauenanteil im Jahr 2022 auf den drei politischen Ebenen Bund, Kanton und Gemeinden. Bild: pomona.media/Zahlen: ÜPAG

«Ich ga nimme in di Bar. Da  
ga)unt di alli a.» «Nei, ich füü- 
lu mi nit gschmeichlut, wenn  
mier epper hinnena naap.ift!»  
Plakate mit diesen und ähn- 
lichen Sätzen werden in den  
kommenden Tagen in Walli- 
ser Städten und im ö)entlichen  
Verkehr aufgehängt. Man will  
damit Belästigung im ö)ent- 
lichen Raum unmissverständ- 
lich sichtbar machen und zum  
Nachdenken anregen.

Studien, die in den Städten  
Lausanne und Freiburg durch- 
geführt wurden, zeigen, dass  
etwa drei Viertel der Befragten 
im vorangegangenen Jahr ir- 
gendeine Form von Belästigung  
erlebt haben. Man könne da- 

von ausgehen, dass die Situati- 
on im Wallis vergleichbar sei,  
so Mathias Reynard, Vorsteher  
des Departements für Gesund- 
heit, Soziales und Kultur, auch  
wenn bislang keine Zahlen 
dazu vorliegen.

Aus diesem Grund lanciert  
das Departement für Gesund- 
heit, Soziales und Kultur über  
das Kantonale Amt für Gleich- 
stellung und Familie (KAGF)  
die erste kantonale Sensibilisie- 
rungs- und Präventionskampa- 
gne gegen Belästigung im ö)ent- 
lichen Raum. Sie wird sich  
über vier Jahre erstrecken und  
gehört zu den verschiedenen  
Massnahmen wie Workshops,  
Informationstage, Rundtischge- 
spräche und Dokumentations- 
material für Unternehmen, die  

das KAGF diesbezüglich bereits  
umgesetzt hat.

Vor allem Frauen betro#en
Belästigung kann ganz un- 
terschiedliche Gesichter ha- 
ben: unangebracht Blicke oder  
Bemerkungen, aufdringliches  
Verhalten, Beleidigungen oder  
Beschimpfungen, Drohungen,  
Berührungen, Exhibitionismus  
oder auch Verletzungen der  
körperlichen oder sexuellen  
Integrität.

Bei häu.gem Vorkommen  
führen diese Verhaltensweisen  
dazu, dass die Opfer – mehrheit- 
lich Frauen und LGBTIQ-Perso- 
nen – den ö)entlichen Raum als  
feindlich und unsicher wahrneh- 
men. Weil viele der Betro)enen  
Frauen sind, wird die Kampa- 

gne denn auch am Internationalen  
Frauentag lanciert.

Belästigung im ö)entlichen  
Raum als solche ist in der  
Schweiz nicht stra2ar. Jedoch  
keinesfalls akzeptierbar.

Staatsrat Mathias Reynard  
hat sich während seiner Zeit als  
Nationalrat immer wieder mit  
der Problematik befasst und sich  
für die Opfer eingesetzt.

Aber auch auf kantonaler  
Ebene gab es in den vergan- 
genen Jahren im Grossen Rat  
mehrfach Vorstösse zum The- 
ma Belästigung. Im Jahr 2017  
wurde eine Interpellation ein- 
gereicht, um das Ausmass des  
Phänomens im Kanton unter- 
suchen zu lassen. Ein angenom- 
menes Postulat forderte eben- 
falls konkrete Massnahmen, um  

sexuelle Belästigung wirksam  
zu bekämpfen.

Plakate im Regionalzug
Im Rahmen einer ersten Kam- 
pagnenphase, die in den nächs- 
ten Tagen startet, soll die Be- 
völkerung zunächst einmal auf  
die Problematik aufmerksam  
gemacht werden. Täter sollen 
dazu gebracht werden, ihr  
eigenes Verhalten zu hinter- 
fragen. Im Regionalzug von  
Brig nach St-Gingolph und an  
Tankstellen im Wallis werden  
Plakate aufgehängt. Es wurde  
ausserdem eine Webseite und  
ein Instagram-Account einge- 
richtet. Die zweite Phase .n- 
det im Herbst im Rahmen der  
Foire du Valais und in Zusam- 
merarbeit mit der Stadt Martin- 

ach statt. Das Kampagnenbud- 
get für das aktuelle Jahr beträgt  
40’000 Franken.

Künftig wolle man dann auch  
im Oberwallis und abseits der  
grossen Unterwalliser Zentren  
eine gewisse Präsenz erreichen,  
so Reynard. Das ganze Informa- 
tionsmaterial steht zweisprachig  
zur Verfügung.

Bis 2026 wird die Web- 
seite mit einer jeweils spezi- 
.schen Anpassung insbesonde- 
re auf Grossveranstaltungen im  
Kanton wie Fasnacht und Fes- 
tivals ausgerichtet sein. Es wer- 
den Partnerschaften mit verschie- 
denen Gemeinden angestrebt.  
Die Kampagne wird ausserdem  
von der Kantonspolizei unter- 
stützt, die sie auf ihren sozialen  
Netzwerken verbreiten wird.

Manuela McGarrity

Der Kanton Wallis lanciert seine erste Kampagne gegen Belästigung im ö)entlichen Raum. Sie wird sich über vier Jahre erstrecken.

«Nei, ich füülu mi nit gschmeichlut, wenn mier epper naap#ift»

Gaël Bourgeois

Gaël Bourgeois


